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Potsdam, 9. April 2024 

 

Hinweisschreiben zu Anerkennung von Fällen höherer Gewalt o-
der außergewöhnlicher Umstände im Zusammenhang mit extre-
men Wetterereignissen 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

aufgrund des sich verändernden Klimas nehmen die Extremwetterereignisse auch 

in der Region Brandenburg und Berlin immer weiter zu. Dies zeigen die zurücklie-

genden Jahre, die durch extreme Trockenheit oder Niederschläge geprägt waren. 

Diese Extremwetterereignisse können dazu führen, dass bestimmte Anforderungen 

im Rahmen der GLÖZ-Standards eingehalten oder aber Fördervoraussetzungen 

sowohl in der ersten, als auch in der zweiten Säule nicht erfüllt werden. Im Folgen-

den wird der Umgang mit extremen Wetterereignissen und dem Vorliegen von hö-

herer Gewalt oder außergewöhnlichen Umständen dargelegt.  

Anzeigepflicht der höheren Gewalt oder außergewöhnlichen Umstände 

Bei extremer Witterung (z.B. Trockenheit oder Nässe) kann durch eine antragstel-

lende Person das Vorliegen von höherer Gewalt oder außergewöhnlichen Umstän-

den angezeigt werden. Grundsätzlich ist ein Fall von höherer Gewalt oder außer-

gewöhnlichen Umständen innerhalb von 15 Werktagen ab dem Zeitpunkt anzuzei-

gen,  

a) ab dem bekannt ist, dass aufgrund von höherer Gewalt oder außergewöhn-

lichen Umständen Anforderungen der Konditionalität nicht eingehalten wer-

den können,  
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b) ab dem bekannt ist, dass Fördervoraussetzungen der ersten und zweiten 

Säule aufgrund von höherer Gewalt oder außergewöhnlichen Umständen 

nicht erfüllt werden können oder 

c) ab dem die antragstellende Person im Fall von höherer Gewalt (z.B. Gene-

sung nach Krankheit) dazu in der Lage ist, dies anzuzeigen.   

Ab wann die 15-Tage-Frist beginnt, liegt im Ermessen der zuständigen Bewilli-

gungsbehörde und ist vom jeweiligen Einzelfall abhängig. So kann beispielsweise 

die Frist bei überschwemmten Flächen infolge hoher Winterniederschläge erst mit 

dem Beginn der Vegetationsperiode erfolgen bzw. wenn auf der Fläche ersichtlich 

ist, ob und in welchem Umfang ein etwaiger Schaden entstanden ist. Sie muss nicht 

bereits bei der Überflutung einer Fläche im Winter beginnen oder bei Trockenheit 

im Frühjahr/Sommer wenige Wochen nach der Aussaat. Wichtig ist, dass ein Fall 

von höherer Gewalt oder außergewöhnlichen Umständen durch die antragstellende 

Person ausreichend dokumentiert wird. Hierzu eignen sich im besten Fall georefe-

renzierte Fotos. Gleichzeitig muss die Überprüfung der Vernässung durch die zu-

ständige Behörde möglich sein. 

Ein Fall von höherer Gewalt oder außergewöhnlichen Umständen muss bei extre-

mer Nässe oder Trockenheit angezeigt werden, wenn 

a) die gesamte Fläche bzw. nahezu die gesamte Fläche von einer Vernäs-

sung oder Trockenheit betroffen ist und 

o eine Nutzung der Fläche nicht möglich ist oder 

o bestimmte Fristen (z.B. Aussaattermin, Nutzungstermine) nicht 

eingehalten werden können, 

b) bei Dauergrünland eine mechanische Bodenbearbeitung für das nachfol-

gende Wiederherstellen der Grasnarbe auf den vernässten Flächen not-

wendig ist oder 

c) Vorgaben zur Konditionalität nicht eingehalten werden können.  

Die Anzeige von höherer Gewalt oder außergewöhnlichen Umständen ist nicht not-

wendig, wenn nur Teile eines Schlages von einer Vernässung betroffen sind oder 

im Fall von Trockenheit die Saat nur an einzelnen Stellen nicht aufgegangen ist. 

Die Anzeige von höherer Gewalt oder außergewöhnlichen Umständen dient vor al-

lem als Nachweis für einen durchgeführten Anbau auf einer Fläche und der Wah-

rung des Beihilfeanspruches, sofern dieser Anbau durch ein extremes Wetterereig-

nis nicht mehr nachvollzogen werden kann (z.B. ein angebautes Wintergetreide ist 

im Frühjahr durch eine komplette und langanhaltende Überschwemmung der Flä-

che im vorherigen Winter nicht mehr nachweisbar). 
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Hinweis: Wasser- oder naturschutzrechtlich als Überflutungsflächen ausgewiesene 

landwirtschaftliche Flächen können sich nicht auf höhere Gewalt oder außerge-

wöhnliche Umstände berufen, da es in der Natur dieser Flächen liegt, bei Hochwas-

ser überflutet zu werden. Sofern diese Flächen ihre Förderfähigkeit durch die Über-

flutungen verlieren, müssen sich die betroffenen Nutzer an die jeweilige Wasser- 

oder Naturschutzbehörde für einen Ausgleich wenden. 

Form und Inhalt der Anzeige 

Die Anzeige für die betroffene Fläche oder die betroffenen Flächen kann formlos 

bei der zuständigen Bewilligungsbehörde mit folgenden Informationen eingereicht 

werden: 

 Feldblocknummer(n), 

 Gesamtparzellen- und Teilflächennummer(n) im Agrarförderantrag, 

 Nutzcode der Fläche, 

 Flächengröße der landwirtschaftlichen Parzelle,  

 Angabe zur Betroffenheit bzw. Flächengröße (z.B. ganze Fläche, rund 

80%, eine Zufahrt zur Fläche ist nicht möglich, die Saat ist überwiegend 

nicht aufgegangen, …) und 

 Nachweis des Schadens anhand von Fotos (möglichst georeferenziert)* 

und einer kurzen Sachverhaltsbeschreibung**.  

*Werden der zuständigen Bewilligungsbehörde keine georeferenzierten Fotos, sondern 

nicht-georeferenzierte Fotos übermittelt, so ist bei der Erstellung der Fotos darauf zu ach-

ten, dass auf diesen Fotos u.a. auch markante Punkte erkennbar sind, um die Fläche zwei-

felsfrei zu lokalisieren. Ist eine zweifelsfreie Lokalisierung der Fläche nicht möglich, erfolgt 

eine weitere Überprüfung der Fläche.  

**Sofern mehrere Flächen betroffen sind, kann der Nachweis auch für mehrere Flächen 

erfolgen (z.B. mit einem georeferenzierten Foto und einer Beschreibung für mehrere Flä-

chen, die nebeneinanderliegen oder in einem ähnlichen Maß betroffen sind. 

Prüfung durch die Bewilligungsbehörde  

Die Prüfung der Anzeige zum Vorliegen von höherer Gewalt und außergewöhnli-

cher Umstände ist möglichst zeitnah und im jeweiligen Einzelfall nach den Vorga-

ben des Zahlstellenerlasses zur Allgemeinen Verwaltungskontrolle „VWK-Erlass“ 

durchzuführen (Abschnitt IV, Gliederungspunkt 4). Werden durch die antragstel-

lende Person ein oder mehrere Fotos eingereicht und ist eine zweifelsfreie Lokali-

sierung der Fläche anhand der Fotos nicht möglich, so ist eine Inaugenschein-

nahme der Fläche vor Ort erforderlich.  
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Rückmeldung an die antragstellende Person 

Der antragstellenden Person ist das Prüfergebnis nach dem Abschluss der Prüfung 

durch die Bewilligungsbehörde formlos mitzuteilen (Anerkennung oder keine Aner-

kennung von höherer Gewalt oder außergewöhnlichen Umständen). Sofern die An-

zeige zum Vorliegen von höherer Gewalt oder außergewöhnlichen Umständen erst 

kurz vor einer Fördermittelauszahlung eingehen sollte (z.B. Ende November), kann 

die Mitteilung auch über den Auszahlungsbescheid erfolgen bzw. darüber mitgeteilt 

werden, dass die Fläche ausbezahlt wird (und nicht aberkannt wird). 

Meldung an den Zentralen technischen Prüfdienst (ZtP) 

Wird für eine Fläche ein Fall von höherer Gewalt oder außergewöhnlichen Umstän-

den anerkannt, dann sind die betroffenen Flächen dem ZtP zur Kenntnis zu geben, 

damit diese im Rahmen des AMS berücksichtigt werden können. 

Bearbeitung von Fotoaufträgen im AMS 

Unter Umständen können im Rahmen des AMS trotz einer Information an den ZtP 

Fotoaufträge für von höherer Gewalt oder außergewöhnlichen Umständen be-

troffene Flächen an die Antragstellenden ergehen. Diese Aufträge sind dennoch 

durch die antragstellende Person zu bearbeiten. In den Bemerkungen ist auf die 

Überschwemmung bzw. auf die höhere Gewalt oder außergewöhnlichen Umstände 

hinzuweisen. 

Beantragung von vernässten Flächen 

In der Regel sind nur Teile einer Fläche von einer Vernässung betroffen. Diese Flä-

chen sind in Gänze (vernässte und nicht vernässte Flächenteile) zu beantragen. 

Gleiches gilt im Fall von extremer Trockenheit. Es ist stets die Kultur im Agrarför-

derantrag anzugeben, die sich im Zeitraum vom 1. Juni bis 15. Juli des Antragsjah-

res am längsten auf der Fläche befindet. 

Hinweise zu den einzelnen Maßnahmen 

Die Ausführungen gelten nur für Flächen, für die höhere Gewalt oder außergewöhn-

liche Umstände angezeigt und anerkannt wurden.  

GAB und GLÖZ-Standards allgemein 

Können Verpflichtungen nicht eingehalten werden, dann werden keine Sanktionen 

ausgesprochen (siehe § 22 Abs.1 GAPKondG). 
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GLÖZ 1, 2 und 9 und Öko-Regelung 4: Dauergrünland 

Wird die Grasnarbe auf einer als Dauergrünland geführten Fläche aufgrund extre-

mer Witterungsereignisse (Überschwemmung von (Teil-)Flächen) zerstört und die-

ses Schadensereignis auf Dauergrünland wird durch die zuständige Bewilligungs-

behörde als höhere Gewalt oder außergewöhnliche Umstände anerkannt, gilt die 

nach gutem landwirtschaftlichen Praxis erforderliche Wiederherstellung der Gras-

narbe (Nachsaat oder Narbenerneuerung durch Neuansaat) nicht als genehmi-

gungspflichtiger Umbruch von Dauergrünland im Sinne des § 5 Abs. 1 GAPKondG 

(ein Antrag auf Grünlanderneuerung beim Landesamt für Ländliche Entwicklung, 

Landwirtschaft und Flurneuordnung ist nicht notwendig).  

Durch ein solches Schadensereignis geht die Eigenschaft als Dauergrünland nicht 

verloren. Die Zähljahre für Dauergrünland (z.B. bei Ersatzflächen oder rückumge-

wandelten Flächen) werden in diesen Fällen nicht unterbrochen und auch der Ent-

stehungszeitpunkt von Dauergrünland bleibt unverändert (z.B. altes Dauergrünland 

bleibt altes Dauergrünland). 

Die mechanische Bodenbearbeitung zur Wiederherstellung des Zustandes vor dem 

Eintritt des Schadensereignisses ist nicht mit dem Pflügen im Sinne des § 7 Abs. 5 

GAPDZV gleichzusetzen. Sie zerstört die Grasnarbe nicht, sondern dient ihrer Wie-

derherstellung. 

GLÖZ 7: Hauptkultur im Zeitraum vom 1. Juni bis zum 15. Juli 

Frage:  Eine landwirtschaftliche Fläche mit einer Winterkultur, z.B. Winter-

weizen, steht im Frühjahr 2024 großflächig unter Wasser. Wie wird 

diese Fläche für den GLÖZ 7 gewertet? 

Antwort:  Im Rahmen der Agrarförderung wird die Kultur als Hauptkultur an-

gesehen, welche sich im Zeitraum vom 1. Juni bis 15. Juli des An-

tragsjahres am längsten auf der Fläche befindet.  

Sofern sich der Winterweizen im Zeitraum vom 1. Juni bis 15. Juli 

(= 45 Tage) am längsten auf der Fläche befindet (ab dem 23. Tag, 

also mindestens vom 1. Juni bis zum 23. Juni), wird der Winterwei-

zen berücksichtigt. Die Anforderung gilt als erfüllt, auch wenn sich 

die beantragte Kultur trotz der Überflutung oder Vernässung nur 

noch teilweise während des relevanten Zeitraumes auf der land-

wirtschaftlichen Fläche befindet. Sofern die gesamte Fläche betrof-

fen ist und keine Kultur oder Reste der Kultur vorzufinden sind, ist 

ein geeigneter Nachweis durch die antragstellende Person vorzu-

legen (Anbauplanung, Saatgutetikette, …). 
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Frage:  Eine landwirtschaftliche Fläche sollte mit einer Sommerkultur be-

stellt werden, was durch die nasse Witterung nicht erfolgen kann. 

Wie wird diese Fläche für den GLÖZ 7 gewertet? 

Antwort:  Im Rahmen der Agrarförderung wird die Kultur als Hauptkultur an-

gesehen, welche sich im Zeitraum vom 1. Juni bis 15. Juli des An-

tragsjahres am längsten auf der Fläche befindet.  

Sofern im Zeitraum vom 1. Juni bis 15. Juli keine Kultur auf der 

Fläche angebaut wird, handelt es sich um eine Ackerbrache. Ob 

diese Fläche für den GLÖZ 8 oder die Öko-Regelung 1a gewertet 

werden kann, muss im Einzelfall bewertet werden (z.B. keine Bo-

denbearbeitung nach der Ernte der Hauptkultur im Vorjahr beim 

GLÖZ 8). 

Aufgrund der Überflutung oder extremen Vernässung kann es außerdem notwendig 

werden, die bisherige Anbauplanung anzupassen. Sofern wegen der Überflutung 

oder Vernässung die Anbauplanung angepasst und eine andere Kultur im Frühjahr 

angebaut wird, welche somit im relevanten Zeitraum am längsten auf der Fläche 

steht (z.B. Mais NC 171) oder ein Maisgemisch (NC 917), ist diese andere Kultur 

zu berücksichtigen (NC 171 oder NC 917). Sofern die Änderung der Anbauplanung 

sehr kurzfristig erfolgt ist und sich auf der Fläche eine andere Kultur befinden sollte, 

als im Agrarförderantrag angegeben, ist der Agrarförderantrag (möglichst bis zum 

30.09.) durch die antragstellende Person zu ändern.  

Direktzahlungen 

Der Beihilfeanspruch für eine beantragte Fläche bleibt erhalten, sofern für diese 

Fläche höhere Gewalt oder außergewöhnliche Umstände angezeigt und anerkannt 

wurde und diese zum Zeitpunkt des Eintretens des Falls von höherer Gewalt oder 

der außergewöhnlichen Umstände förderfähig war (§ 27 GAPDZV). 

Nachfolgend sind für einzelne Öko-Regelungen zusätzliche Hinweise aufgeführt:  

Öko-Regelung 1b/c 

Höhere Gewalt oder außergewöhnliche Umstände können nicht anerkannt werden, 

wenn 

1. aufgrund von extremen Witterungsereignissen eine Aussaat einer Blühmi-

schungen nicht möglich war und kein hinreichender Bestand etabliert wer-

den konnte oder 

2. im Fall einer zweijährigen Blühmischungen, der im ersten Antragsjahr etab-

lierte Bestand durch Extremwetterereignisse (z.B. eine Überschwemmung 



 

Seite 7 

 

 

Ministerium für  

Landwirtschaft, Umwelt 

und Klimaschutz 

im Winter) vor dem 31.05. im zweiten Antragsjahr zerstört worden ist und 

keine Nachsaat im zweiten Antragsjahr erfolgt ist. 

Höhere Gewalt oder außergewöhnliche Umstände können anerkannt werden, wenn 

1. nach der Aussaat einer Blühmischungen und einer hinreichenden Be-

standetablierung Extremwetterereignisse zur Zerstörung des Bestandes 

geführt haben oder  

2. im Fall einer zweijährigen Blühmischungen, der im ersten Antragsjahr etab-

lierte Pflanzenbestand nach dem 31.05. des zweiten Antragsjahres durch 

Extremwetterereignisse zerstört worden ist oder 

3. im Fall einer zweijährigen Blühmischungen, der im ersten Antragsjahr etab-

lierte Pflanzenbestand vor dem 31.05. des zweiten Antragsjahres durch 

Extremwetterereignisse zerstört worden ist und durch die Witterungsbedin-

gungen eine Nachsaat im zweiten Antragsjahr nicht mehr möglich war. 

Öko-Regelung 2 

Im Rahmen der Agrarförderung wird die Kultur als Hauptkultur angesehen, welche 

sich im Zeitraum vom 1. Juni bis 15. Juli des Antragsjahres am längsten auf der 

Fläche befindet. Dies gilt auch bei kurzfristigen Anbauplanänderungen durch ext-

reme Vernässungen oder Trockenperioden.  

Öko-Regelung 4 

Die Zerstörung der Grasnarbe infolge von höherer Gewalt oder außergewöhnlicher 

Umstände wird nicht als Umbruch einer Dauergrünlandfläche gewertet. Es gelten 

die Hinweise zu GLÖZ 1, 2 und 9. 

Öko-Regelung 5  

Sofern auf einer Fläche nicht mindestens 4 regionale Kennarten vorzufinden sind, 

kann die Fläche nicht mit der Öko-Regelung 5 gefördert werden, auch wenn für die 

Fläche in dem Antragsjahr ein Fall von höherer Gewalt und außergewöhnlicher Um-

stände angezeigt wurde. 

Flächen in mehreren Bundesländern  

Die Anzeige zum Vorliegen von höherer Gewalt und außergewöhnlicher Umstände 

muss im Betriebssitzland erfolgen. Die Anzeige, welche Flächen betroffen sind, ist 

je nach Lage der Flächen in dem betroffenen Bundesland zu tätigen. Das Bundes-

land, in welchem die Fläche belegen ist, beurteilt, ob für eine Fläche höhere Gewalt 

und außergewöhnliche Umstände anerkannt werden oder nicht. 
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Sofern bei einem Antragstellenden aus Brandenburg oder Berlin mehrere Flächen 

in Brandenburg und beispielsweise in Sachsen-Anhalt betroffen sind, dann ist in 

Brandenburg die Anzeige zum Vorliegen von höherer Gewalt und außergewöhnli-

cher Umstände zu stellen und es sind die betroffenen Flächen zu benennen. Zu-

sätzlich ist in Sachsen-Anhalt anzuzeigen, dass ebenfalls Flächen betroffen sind. 

Maßnahmen der 2. Säule 

Flächen, auf denen Maßnahmen der 2. Säule durchgeführt werden und für die die 

Prüfung des Einzelfalls das Vorliegen von höherer Gewalt und außergewöhnlicher 

Umstände bestätigt hat, erhalten für das angezeigte Kalenderjahr keine Zahlung. 

Eine Sanktionierung erfolgt nicht. Die betreffenden Parzellen sind bei der Verwal-

tungskontrolle des Zahlungsantrags mit dem BA 860 zu kennzeichnen (sanktions-

loser Abzug). Sie verbleiben in der mehrjährigen Verpflichtung und auf Rückforde-

rungen für Vorjahre wird verzichtet, sofern nicht weitere Tatbestände hinzukommen.  

Allgemeine Bekanntmachung (§ 48 Abs. 2 GAPInVeKoSV) 

Derzeit ist eine allgemeine Bekanntmachung in Brandenburg und Berlin nicht ge-

plant. Daher muss durch jeden betroffenen Antragstellenden das Vorliegen von hö-

herer Gewalt und außergewöhnlicher Umstände angezeigt werden. 

 

 

 

 


